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Tarifregelungen in kleineren Branchen und einzelnen Tarifregionen wurden seit der Jahrtau-
sendwende erstmals auch in großen Branchen Qualifizierungsabkommen abgeschlossen. Als 
Türöffner fungierten dabei mehrheitlich Vereinbarungen, die einen Anspruch der Beschäftig-
ten auf ein jährliches Qualifizierungsgespräch vorsehen. Im Rahmen dieses Gespräches ist zu 
klären, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. Zwei dieses quantitativ bedeutsamsten 
Typs von Qualifizierungsabkommen werden hier näher behandelt: Der Qualifizierungstarifver-
trag für die M+E-Industrie Baden-Württembergs von 2001, der Vorlage für die fünf Jahre 
später abgeschlossenen Regelungen in den anderen Tarifregionen der M+E-Industrie war 
sowie die Qualifizierungsbestimmungen für den Öffentlichen Dienst (§ 5 TVöD). Der Beitrag 
informiert auf Basis repräsentativer Befragungen von Betriebs- und Personalräten sowie Per-
sonalmanagern über den Umgang der Betriebsparteien mit den Tarifregelungen und deren 
Wirkungen, diskutiert Gründe für die zwischen den Branchen unterschiedlichen, insgesamt 
jedoch recht schwachen Effekte und ventiliert die Potentiale wie die Grenzen von tariflichen 
Qualifizierungsregelungen des hier diskutierten Typs aus tarifstrategischer Perspektive. 
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1.  Einleitung 
In den letzten Jahren haben sich die Gewerkschaften auf nationaler wie auf interna-
tionaler Ebene1 verstärkt einer Tarifierung der beruflichen Weiterbildung zugewandt 
– und dies mit Erfolg. Nach langem Vorlauf mit Tarifabkommen in kleineren Bran-
chen (z. B. Textil- und Bekleidungsindustrie, Druckindustrie, Bauwirtschaft, Land- 
und Forstwirtschaft, Schmuck- sowie Feinstblechindustrie) und singulär gebliebenen 
Qualifizierungsregelungen in einzelnen Tarifregionen (z. B. M+E-Industrie Baden-
Württemberg) gelang es ihnen im letzten Jahrzehnt, auch flächendeckend in großen 
Branchen neue Abkommen abzuschließen, so etwa in der chemischen Industrie 
(2003), in der Metall- und Elektroindustrie (nachfolgend M+E-Industrie) (2001 und 
2006), im Öffentlichen Dienst (nachfolgend ÖD) (2005/2006) und im Versiche-
rungsgewerbe (2007) (Bahnmüller 2009). Allein mit den zuletzt genannten vier 
Branchen kamen etwa 5 Mio. Beschäftigte hinzu, die tarifliche Ansprüche aus 
Weiterbildungsvereinbarungen anmelden können. Zudem gibt es eine wachsende 
Anzahl thematisch einschlägiger Firmentarifverträge sowie Betriebsvereinbarungen 
(vgl. Busse/Heidemann 2005; Heidemann 2010; Busse/Seifert 2009). Die zur Jahr-
tausendwende noch zutreffende Diagnose, wonach die betriebliche Weiterbildung 
ein weitgehend nicht reguliertes Feld sei (Dobischat/Seifert 2001: 99), trifft nur 
noch eingeschränkt zu.  
Trotz der gewerkschaftlichen Erfolge stellt sich die Frage, ob auf tarifpolitischem 
Weg in der betrieblichen Weiterbildung wirklich etwas bewegt werden kann. Die Wir-
kungsmächtigkeit von Tarifabkommen ist zum einen von der Tarifbindung der Be-
triebe und Beschäftigten abhängig, die bekanntermaßen rückläufig sowie branchenbe-
zogen sehr unterschiedlich ist (Ellguth/Kohaut 2011). Während im ÖD nach wie vor 
annähernd 100% der Beschäftigten in tarifgebundenen Einrichtungen arbeiten, liegt 
die Quote im verarbeitenden Gewerbe bei etwa 50% und in der Informations- und 
Kommunikationsbranche unter 30%. Ein zweiter Einflussfaktor ist die Art der tarifli-
chen Regulierung. Tarifliche Qualifizierungsregelungen folgen bisher keinem Stan-
dardmodell, es existiert vielmehr ein breites Spektrum von Regulierungsansätzen, die 
auf unterschiedliche Risiken und die damit verbundenen Qualifizierungsnotwendigkei-
ten zielen (z. B. Übergang vom Ausbildungs- in das Beschäftigungssystem, betriebli-
che Änderungen und Umstrukturierungen, Unterbrechung der Erwerbstätigkeit) 
(Bispinck 2000). Quantitativ am bedeutsamsten sind Abkommen, bei denen die Ver-
pflichtung der Betriebe zur Bedarfsermittlung und Weiterbildungsplanung sowie der 
Anspruch der Beschäftigten auf ein jährliches Qualifizierungsgespräch im Mittelpunkt 
stehen. Sie fungieren als Türöffner einer tariflichen Regulierung von Weiterbildung. 
Entsprechende Abkommen existieren derzeit in vier Branchen mit mehr als 4 Mio. 
                                                          
1  So hatte der Europäische Metallgewerkschaftsbund (EMB) das „persönliche, tarifvertrag-
liche Recht auf Qualifizierung und Weiterbildung“ ins Zentrum der ersten gemeinsamen 
Forderung in Tarifverhandlungen gestellt (EMB 2005). 
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Beschäftigten (M+E-Industrie, ÖD, Versicherungswirtschaft, Druckindustrie). Kein 
anderer Typ tariflicher Qualifizierungsvereinbarungen ist so weit verbreitet.2 
Mit zwei dieser Abkommen werden wir uns hier genauer befassen: mit den Quali-
fizierungsbestimmungen des TVöD (§ 5) und mit dem Qualifizierungstarifvertrag für 
die M+E-Industrie Baden-Württembergs, der sowohl Vorbild für die 2006 erfolgte 
(modifizierte) Erweiterung des Geltungsbereichs auf die anderen Tarifregionen der 
M+E-Industrie als auch für die Tarifregelungen für den öffentlichen Dienst war.3 
Gestützt auf Parallelbefragungen von Managern und Betriebs- bzw. Personalräten 
wird der Frage nachgegangen, welche betrieblichen Effekte diese im Regulierungsan-
satz vergleichbaren tariflichen Qualifizierungsbestimmungen bisher hatten. Darüber 
hinaus interessiert auf tarifpolitischer Ebene, ob Gewerkschaften mit Abkommen 
dieses Typs ihren strategischen Zielen näher kommen, sich als relevanter Akteur in 
der betrieblichen Weiterbildung zu platzieren, neue Zielgruppen anzusprechen und 
Beschäftigte wie deren Interessenvertretungen in die Lage zu versetzen, wirksam das 
betriebliche Weiterbildungsgeschehen beeinflussen zu können.  
Es wird die These vertreten, dass der in beiden Branchen realisierte „Soft-law-
Typ“ einer tariflichen Regulierung von Weiterbildung mit geringem Verpflichtungs-
charakter, wenigen materiellen Mindestnormen sowie auf Prozesse und Strukturen 
zielenden Regelungen zwar der Erschließung eines neuen Tarifterrains dienen kann, 
jedoch wenig substanzielle Effekte und Impulswirkungen für die betriebliche Weiter-
bildungspraxis verspricht. Allerdings wird durch den Branchenvergleich auch deutlich, 
                                                          
2  Regelungen mit einem zeitlich quantifizierten Weiterbildungsanspruch für alle Beschäftig-
ten, der Kernforderung der Gewerkschaften, existieren bisher lediglich in einigen kleinen 
Branchen (z. B. Gerüstbau, Buchhandel, Land- und Forstwirtschaft) und in einzelnen Un-
ternehmen (Sanders 2006; Heidemann 2010). Wo es ihn gibt, ist er meist auf bestimmte 
Berufsgruppen oder einen kleinen Anteil der Belegschaft begrenzt (z. B. in der T+B-
Industrie auf 2% der Belegschaft, in Krankenhäusern auf Ärzte, in Kommunen auf Er-
ziehungsberufe). Auch Lernzeitkonten sind bislang wenig verbreitet (Busse/Seifert 2009: 
13). Überbetriebliche Fondslösungen zur Finanzierung und Steuerung der Qualifizie-
rungsaktivitäten gibt es in der T+B-Industrie, im Baugewerbe, in der Land- und Forst-
wirtschaft sowie in der Feinstblechindustrie. 
3  Die 2006 außerhalb Baden-Württembergs abgeschlossenen Qualifizierungstarifverträge 
für die M+E-Industrie unterscheiden sich vor allem hinsichtlich des Status und der Be-
dingungen eines Qualifizierungsgesprächs. In Baden-Württemberg sind Qualifizierungs-
gespräche obligatorisch und an keine weiteren Voraussetzungen gebunden. In den ande-
ren Tarifregionen ist festgelegt, dass arbeitgeberseitig zunächst der betriebliche Qualifizie-
rungsbedarf festgestellt und mit dem Betriebsrat beraten werden muss, bevor Qualifizie-
rungsgespräche mit den Beschäftigten stattfinden. Nicht übernommen wurde zudem die 
Einrichtung einer paritätisch finanzierten und getragenen Agentur zur Förderung von 
Weiterbildung. Es gibt allerdings bisher keine Anhaltspunkte für markante Unterschiede 
in den Effekten der regionalen Spielarten von Qualifizierungstarifverträgen in der M+E-
Industrie (vgl. Lenz/Voß 2009). Wir gehen insofern auch davon aus, dass die von uns für 
Baden-Württemberg ermittelten Befunde auch für die restliche M+E-Industrie kenn-
zeichnend sind, die Impulswirkungen jedenfalls nicht negativ überzeichnet sind, zumal es 
in Baden-Württemberg eine Vorgängerreglung gab und eine sicher nicht unterdurch-
schnittliche Sensibilität der Betriebs- und Tarifparteien für dieses Themenfeld. 
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dass sich das Engagement bei der Umsetzung, die Effekte im Konkreten und auch die 
Bewertung der Tarifregelungen durch die betrieblichen Akteure trotz inhaltsähnlicher 
Tarifregelungen unterscheiden, was Ausdruck ihrer Kontextabhängigkeit ist. Der Sen-
sibilisierung der betrieblichen Akteure im Vorfeld, der Entstehungs- und Durchset-
zungsgeschichte der Tarifregelung sowie der Umsetzungsbegleitung durch die Tarif-
parteien kommt demnach eine maßgebliche Bedeutung zu (Bahnmüller/Hoppe 2011: 
324 f.).  
Der Beitrag skizziert in einem ersten Schritt (Kap. 2) die Grundpositionen in der 
Kontroverse um eine Regulierung bzw. Tarifierung von Weiterbildung und legt die 
Relevanz tariflicher Qualifizierungsregelungen aus gewerkschaftlicher Perspektive dar. 
Nachfolgend wird die empirische Basis des Beitrags präsentiert (Kap. 3). Die Qualifi-
zierungsregelungen für die beiden hier zur Diskussion stehenden Branchen der M+E-
Industrie Baden-Württembergs und des ÖD werden im vierten Kapitel vergleichend 
vorgestellt, um schließlich im fünften Kapitel die empirischen Ergebnisse zum Um-
gang der Betriebsparteien mit den Qualifizierungsbestimmungen sowie die von ihnen 
registrierten Wirkungen und Bewertungen zu diskutieren. Danach wird den Ursachen 
der insgesamt recht schwachen Effekte nachgegangen, zudem werden Gründe für die 
branchenbezogenen Unterschiede herausgearbeitet (Kap. 6), um im abschließenden 
Kapitel 7 die Möglichkeiten und Grenzen solcher Tarifregelungen zu bilanzieren. 
2.  Der Streit um die Regulierung von Weiterbildung und die Relevanz 
tariflicher Qualifizierungsbestimmungen 
So breit der gesellschaftliche Konsens über die Notwendigkeit und Nützlichkeit von 
Weiterbildung ist, so strittig ist zugleich, ob und wie die „vierte Säule des Bildungssys-
tems“ reguliert werden soll. Dieser Streit ist nicht neu, er begleitet die Diskussion 
vielmehr seit den Bildungsreformdebatten in den 1960er Jahren. Die Positionen von 
Gegnern und Befürwortern einer stärkeren Regulierung sind im Grundsatz dieselben 
geblieben. Skeptiker, allen voran die Arbeitgeberverbände, loben „Vielfalt und Wett-
bewerb im Weiterbildungsmarkt“ (IW 1988) und bezweifeln, dass es eines Anstoßes 
von außen bedürfe, damit Weiterbildung, speziell die berufliche bzw. betriebliche, in 
ausreichendem Maße betrieben wird. Die Unternehmen hätten die Zeichen der Zeit 
längst erkannt und würden, schon allein um ihr Überleben zu sichern, die notwendi-
gen Investitionen in das Humankapital vornehmen. Forderungen, die darauf abzielen, 
einen gesetzlichen oder tarifvertraglichen Anspruch zu begründen, schränkten die 
Flexibilität der Betriebe ein und gefährdeten letztlich die innovative Funktion der 
Weiterbildung (Weiß et al. 1990: 181 f.). An dieser vor zwanzig Jahren formulierten 
Position der Arbeitgeber hat sich wenig geändert. „In unserer Vision“, so BDA und 
BDI 2007, „verzichtet die Politik auf regulierende Eingriffe in den Weiterbildungs-
markt, auf gesetzliche Ansprüche und damit auch auf ein Bundesweiterbildungsge-
setz“ (BDA/BDI 2007: 8). Eine tarifliche Regulierung wird nun zwar nicht mehr aus-
drücklich abgelehnt, die Mehrheit der Arbeitgeber kann sich damit jedoch, wie die 
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vom Institut der deutschen Wirtschaft (IW) regelmäßig durchgeführte Weiterbil-
dungsbefragung von Betrieben zeigt, weiterhin nicht anfreunden.4  
Die Gewerkschaften proklamieren demgegenüber schon seit den 1960er Jahren, 
Weiterbildung gesetzlich zu regulieren. Die Bundesregierungen jedweder Couleur 
haben jedoch bis dato eine bundeseinheitliche Rahmenregelung abgelehnt, weshalb 
die Gewerkschaften sich genötigt sahen, aus der Not eine Tugend und Weiterbildung 
zu einem Thema der Tarifpolitik zu machen (Bahnmüller et al. 1993). Einen hohen 
Stellenwert hatte das Thema allerdings lange Zeit nicht. Beherzter angepackt wurde es 
erst in den letzten zehn Jahren.  
Hintergrund der gewerkschaftlichen Initiativen sind strategische Überlegungen, 
wie die Attraktivität der Gewerkschaften durch eine Aktualisierung und Ausweitung 
des interessenpolitischen Mandats bei gleichzeitiger Koppelung mit dem gewerk-
schaftlichen „Kerngeschäft“ der Tarifpolitik gesteigert werden kann (Frerichs et al. 
2004; ver.di 2004; ver.di/IG Metall 2005; Urban 2005; siehe auch Bahnmüller/ 
Hoppe 2011: 319 f.). Klassische Aufgabe der Gewerkschaften sei es, gute Arbeitsbe-
dingungen für die abhängig Beschäftigten auszuhandeln, was impliziere, deren berufli-
che Kompetenzen zu entwickeln, zu erhalten und zu steigern, wodurch Beschäfti-
gungsfähigkeit gesichert und ggf. ein höheres Entgelt erzielt werden kann (Müller-
Jentsch 1999: 247; Bahnmüller 2002). Es liege deshalb auf der Hand, dass sich die 
Gewerkschaften verstärkt den Fragen der Weiterbildung und ihrer Regulierung zu-
wenden, zumal sich die betriebliche Weiterbildung bisher weitgehend außerhalb ihres 
Einflusses vollziehe und bildungspolitische Untersuchungen regelmäßig erhebliche 
Defizite in der Weiterbildung konstatierten (Baethge/Baethge-Kinsky 2003; Moraal 
2009). 
Ratsam ist die tarifpolitische Bearbeitung von (Weiter-)Bildung nach Meinung 
ihrer Protagonisten auch deshalb, weil damit ein erweiterter und zeitgemäßer Inter-
essen- und Gerechtigkeitsbegriff einhergehe. Durch eine „Umorientierung in der 
Gerechtigkeitsdebatte von einer wachstumsorientierten Verteilungslogik zu einer 
Perspektive der realen Teilhabe“ werde das Konzept der Verteilungsgerechtigkeit 
(etwa in Form von Weiterbildungsansprüchen) abgeschwächt aufrecht erhalten und 
um Fragen der Inklusion und Exklusion in Form von Teilhabechancen bzw. Chan-
cengerechtigkeit (etwa durch gezielte Maßnahmen für Benachteiligte) erweitert 
(Kreft 2006: 112). Damit verbesserten sich die Chancen, auch bislang gewerk-
schaftsferne Arbeitnehmergruppen zu erreichen, zumal eine tarifliche Regulierung 
und Förderung von Weiterbildung die Möglichkeiten des Eingehens auf Interessen-
divergenzen und -differenzierungen innerhalb der Arbeitnehmerschaft biete. Denn 
„die konkrete Durchführung der Weiterbildung [ist] von den Fähigkeiten des indivi-
duellen Arbeitnehmers und der betrieblichen Bedarfe abhängig […] und [kann] nur 
auf betrieblicher Ebene ausgestaltet werden“ (ebd. 112; sieh auch Frerichs et al. 2004: 
75 ff.). In einem sich in den letzten Jahren herausbildenden dezentralisierten 
Mehrebenensystem der Arbeitsbeziehungen (siehe Haipeter 2009; Bahnmüller 2010) 
                                                          
4  Lediglich 13% sind demnach der Meinung, tarifliche Regelungen zur Weiterbildung trü-
gen zu einer gezielten Personalentwicklung bei, ein Drittel zeigt sich unentschieden und 
49% lehnen diese Position ab (Werner 2006). 
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sei Weiterbildung in besonderer Weise geeignet, „durch eine vorstrukturierte Funktion 
verbandlichen Einfluss auf der betrieblichen Ebene auszuüben“. Eine „qualitative und 
um Bildungsfragen erweiterte Tarifpolitik [könne] sowohl der Heterogenität der 
innergewerkschaftlichen Interessen Rechnung tragen, eine Antwort auf den Beschäfti-
gungswandel darstellen als auch ihrem wichtigsten Instrument ‚Tarifvertrag’ zu neuer 
Geltung und Bedeutung verhelfen“ (Kreft 2006: 110).  
Neben strategischen Überlegungen im Kontext einer für nötig erachteten gewerk-
schaftlichen Modernisierung dürften auch pragmatische Gründe für den Bedeutungs-
gewinn von Weiterbildung in der Tarifpolitik eine Rolle gespielt haben. Angesichts 
ausbleibender lohnpolitischer Erfolge lag es nahe, nach möglichst „verteilungsneutra-
len“ Regulierungsfeldern wie der beruflichen Weiterbildung Ausschau zu halten, auf 
denen sich tarifpolitisch gleichwohl Erfolge erzielen lassen (Bahnmüller/Hoppe 2011: 
320). Als durchsetzungsfähig erwiesen sich vor allem solche Ansätze, die dem Thema 
eingelagerte Verteilungsfragen von Zeit und Geld zugunsten anderer Aspekte wie 
der Bedarfsermittlung und Weiterbildungsplanung ausklammern (s.u.).5 Solche Fragen 
kämen etwa bei der Forderung nach einem universellen und quantifizierten Recht auf 
Weiterbildung zum Tragen. 
3.  Empirische Basis der Analyse 
Die in den nachfolgenden Kapiteln präsentierten empirischen Befunde zu den Effek-
ten und Bewertungen der tariflichen Qualifizierungsregelungen für den ÖD und die 
M+E-Industrie Baden-Württembergs basieren auf mehreren am F.A.T.K. durchge-
führten schriftlichen, standardisierten und postalischen Parallelbefragungen von Per-
sonal-/Weiterbildungsmanagern 6  (PM) einerseits und Betriebs- bzw. Personalräten 
(BR bzw. PR) andererseits.7 Die Befragungen wurden zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten durchgeführt. Die Befragung im ÖD fand im Frühsommer 2010 statt. Einbezogen 
waren alle Kommunen mit mehr als 10.000 Einwohnern (N=1913) sowie alle Land-
kreise in Deutschland (N=301),8 nicht befragt wurden Landes- und Bundesverwaltun-
                                                          
5  Befördert wurde die gewerkschaftliche Initiative wohl auch durch den (verhaltenen) Rü-
ckenwind, den eine tarifliche Regulierung von Weiterbildung seitens der Politik erfährt 
(vgl. Bahnmüller/Hoppe 2011: 319 f.) Wiederholt wurden die Sozialpartner seit 1998 von 
den Bundesregierungen unterschiedlicher politischer Couleur zum Abschluss branchen-
bezogener Abkommen aufgefordert, nicht zuletzt um die Politik zu entlasten (BMBF 
Pressemitteilung 044/2008). Flankiert wird die Initiative von der Europäischen Kommis-
sion, die den Sozialpartnern ebenfalls eine „wichtige Rolle“ in der Aushandlung von Ver-
einbarungen zur Förderung von Weiterbildung zuweist (Kommission 2010: 14). 
6  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung weiblicher 
und männlicher Sprachformen verzichtet. Gemeint und angesprochen sind immer beide 
Geschlechter. 
7  Die Befragungen sind Komponenten zweier vom BMBF und vom Europäischen Sozial-
fonds geförderter Projekte zur Implementierung, Anwendung und zu den Wirkungen 
der tariflichen Weiterbildungsregelungen im ÖD und in der M+E-Industrie Baden-
Württembergs.  
8  Die Rücklaufquote betrug 37% (PR) bzw. 42% (PM). Beantwortet wurden die Fragebo-
gen der Personalräte zu 85% von den Vorsitzenden und zu 12% von deren Stellvertre-
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gen. Die Befunde und Aussagen zum ÖD sind damit auf das Segment der Städte, 
Gemeinden und Landkreise beschränkt. Die Befragungen in der M+E-Industrie Ba-
den-Württembergs wurden in den Jahren 2003 sowie 2005 durchgeführt. In der Be-
fragung des Jahres 2003 wurde schwerpunktmäßig die bis zur Inkraftsetzung des Ta-
rifvertrags vorherrschende Weiterbildungspraxis erfasst, in jener des Jahres 2005 die 
Effekte des Tarifvertrags und seine Bewertung.9  
Um die Unterschiede in den Betriebsgrößen zwischen den Branchen und den 
verschiedenen Befragungen auszugleichen, basieren die nachfolgenden Befunde aus-
schließlich auf Betrieben bzw. Verwaltungen mit mehr als 200 Beschäftigten. 
Tab. 1: Strukturdaten der Befragungssamples 






meinden und Landkreise mit 
mehr als 200 Beschäftigten 
Tarifgebundene Betriebe 
mit mehr als 200 Beschäf-
tigten  
Tarifgebundene Betriebe 
mit mehr als 200 Beschäf-
tigten 
Befragter Personenkreis a) PM/WB-Verantwortliche  b) Personalräte 
a) PM/WB-Verantwortliche 
b) Betriebsräte  
a) PM/WB-Verantwortliche 



















                                                          
 
tern. Auf Arbeitgeberseite füllten sie zu 67% die Personal- bzw. Weiterbildungszuständi-
gen aus und zu 28% Mitarbeiter der Personal-/Weiterbildungsabteilung. Die Struktur bei-
der Befragungssamples entspricht hinsichtlich der regionalen Verteilung (West/Ost; Bun-
desländer), der Größe der Einrichtungen und der Belegschaftsstruktur der Verwaltungen 
(Frauen/Männer; Beamte/Angestellte; Vollzeit/Teilzeit) weitgehend der Grundgesamt-
heit. Die Ergebnisse können somit als repräsentativ betrachtet werden (Details siehe 
Bahnmüller/Hoppe 2010). 
9  Die Rücklaufquote der Befragung von 2003 lag, bezogen auf beide Samples bei ca. 40%, 
2005 lag sie bei 29% (BR) bzw. bei 19% (PM). Beantwortet haben die Fragebogen in den 
Erhebungen 2003 und 2005 bei den Betriebsräten zu 65% bzw. 64% die Betriebsratsvor-
sitzenden und zu 14% bzw. 12% deren Stellvertreter. Mitglied in einem betrieblichen 
Ausschuss für Aus- und Weiterbildung waren 23% bzw. 31%. 72% bzw. 76% der Be-
triebsräte, die den Fragebogen ausfüllten, waren freigestellt. Bei den Managern füllten die 
Fragebögen im Jahr 2003 zu 78% die Personalleiter der Firmen aus, 6% waren Leiter der 
Weiterbildung, 8% Mitarbeiter der Personal- bzw. Weiterbildungsabteilung. Eigentümer 
und Geschäftsführer und deren Mitarbeiter stellen zusammen 5%, Betriebsleiter 1% des 
Rücklaufs. In der Befragung 2005 lag der Anteil der Personalleiter niedriger (58%), dafür 
jener der Leiter der Weiterbildung sowie von Mitarbeitern der Personal- oder Weiterbil-
dungsabteilung höher (26% bzw. 22%). Zu den Details der Empirie für die M+E-
Industrie siehe Bahnmüller/Fischbach 2006: 35-38. 
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4.  Die Qualifizierungsregelungen für die M+E-Industrie Baden-
Württembergs und für den ÖD: Inhalte und Ziele 
Was beinhalten die Qualifizierungsbestimmungen für die Metall- und Elektroindustrie 
Baden-Württembergs und für den öffentlichen Dienst im Einzelnen? Das Herzstück 
ist der Anspruch der Beschäftigten auf ein regelmäßiges, normalerweise jährlich statt-
findendes Qualifizierungsgespräch mit ihrer jeweiligen Führungskraft, in dem festge-
stellt wird, ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht (TVöD § 5 Abs. 4, TV-
Qualifizierung § 3.1 Abs. 1). Dieses Gespräch kann als Einzel- oder Gruppengespräch 
geführt werden. Soweit ein Qualifizierungsbedarf besteht, sollen die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen vereinbart werden. Ein Anspruch auf die Teilnahme an 
Weiterbildungen, auch an solchen, die in einem Qualifizierungsgespräch einvernehm-
lich als nötig identifiziert werden, existiert nicht. Die Kosten „betrieblicher Qualifizie-
rungsmaßnahmen“ (M+E-Industrie) bzw. „vom Arbeitgeber veranlasster“ Maßnah-
men (ÖD) trägt dieser. Eine Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer ist im ÖD in Abhän-
gigkeit vom Verhältnis des betrieblichen und des persönlichen Nutzens möglich, in 
der M+E-Industrie sind die Kosten für eine „persönliche“ Weiterbildung vom Ar-
beitnehmer zu tragen, es besteht jedoch ein (gestufter) Freistellungsanspruch für max. 
fünf Jahre mit Wiedereinstellungsgarantie. Die Qualifizierungsregelungen der beiden 
Branchen enthalten noch weitere branchenspezifische Besonderheiten, summarisch 
und kontrastierend lassen sich die Inhalte und Zielsetzungen jedoch wie folgt zusam-
menfassen: 
 Primäre Stoßrichtung beider Regelungen ist es, die Beteiligungs- und Artikula-
tionschancen der Beschäftigten im Prozess der Weiterbildungsplanung via eines 
von den Beschäftigten einforderbaren Qualifizierungsgesprächs zu erhöhen. Sie 
sollen ihre Qualifizierungsinteressen regelmäßig und institutionell abgesichert in 
die betrieblichen Planungsprozesse einbringen können. Die Qualifizierungsrege-
lungen zielen auf Chancengleichheit und darüber hinaus auf eine generelle Syste-
matisierung der Bedarfsermittlungs- und Planungsprozesse in der betrieblichen 
Weiterbildung als Teil der Personalentwicklung ab.  
 Gestärkt werden primär die Individualrechte der Beschäftigten, nicht die Kollek-
tivrechte der Arbeitnehmervertretung. Letztere bleiben unberührt (ÖD) bzw. 
werden um Initiativrechte und Beratungsverpflichtungen erweitert (M+E-
Industrie). Die Individualrechte werden allerdings darauf beschränkt, den Qualifi-
zierungsbedarf artikulieren zu dürfen. Ob sich daraus Qualifizierungsmaßnahmen 
ergeben, bleibt offen. Ein Anspruch auf Qualifizierung existiert in beiden Bran-
chen nicht.  
 § 5 TVöD enthält im Gegensatz zu den Qualifizierungstarifverträgen in der Me-
tallindustrie keine Konfliktregelung für den Fall, dass sich die Führungskraft und 
der Beschäftigte nicht darauf verständigen können, ob es einen Qualifizierungs-
bedarf gibt. In der M+E-Industrie entscheidet eine paritätische Kommission bzw. 
die von den Tarifparteien eingerichtete „Agentur zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung“. 
 Die Möglichkeiten, sich über den Bedarf des einzelnen Unternehmens/der Ver-
waltung hinaus zu qualifizieren, werden im ÖD nicht erweitert. Auch hierbei ge-
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hen die Regelungen für die M+E-Industrie einen Schritt weiter, indem Beschäf-
tigten nach einer gewissen Zeit der Betriebszugehörigkeit das Recht eingeräumt 
wird, sich (ohne Fortzahlung der Bezüge) für Weiterbildungszwecke mit an-
schließender Rückkehrgarantie freistellen zu lassen. 
 Überbetriebliche Supportstrukturen für Beratung und Unterstützung der betrieb-
lichen Akteure wurden lediglich in der M+E-Industrie Baden-Württembergs 
durch die Einrichtung einer Agentur zur Förderung von Weiterbildung verein-
bart, im ÖD sind sie nicht vorgesehen.10 
5. Betrieblicher Umgang mit den Qualifizierungsbestimmungen,  
Wirkungen und Bewertungen der Betriebsparteien 
Anwendung der Regelungen und deren Wirkung 
Wie sind die betrieblichen Akteure mit den Tarifregelungen umgegangen und was 
haben sie bewirkt? Summarisch lässt sich für den ÖD sagen, dass die Impulse 
schwach, die Effekte auf eine Minderheit begrenzt und der Anteil der Verwaltungen 
hoch war, der sich um die Umsetzung bisher nicht gekümmert hat. Die Akteure der 
M+E-Industrie Baden-Württembergs kommen demgegenüber häufiger zu der Ein-
schätzung, der Qualifizierungstarifvertrag habe Wirkungen gezeigt. Zudem ist der 
Anteil der Betriebe, die keine Umsetzungsaktivitäten ergriffen haben, geringer. 
Gleichwohl hat auch hier etwa die Hälfte der Betriebe teils aus „guten“, teils aus 
„schlechten“ Gründen die Tarifbestimmungen konsequenzlos zur Kenntnis genom-
men. Zu den „guten“ Gründen zählt eine Weiterbildungspraxis, die aus Sicht der Be-
triebsparteien besser ist oder zumindest dem entspricht, was der Tarifvertrag fordert, 
zu den „schlechten“ gehören mangelndes Interesse oder andere Prioritäten.11 
                                                          
10  Die im ÖD schon seit langem existierenden Aus- und Fortbildungseinrichtungen unter-
scheiden sich in Zielsetzungen und Aufgaben deutlich von der Agentur zur Förderung 
der beruflichen Weiterbildung in der M+E-Industrie Baden-Württembergs. Während ers-
tere Anbieter von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen sind, ist letztere eine Informations-, 
Beratungs- und Schlichtungsstelle für die Unternehmen und Betriebsräte, die selbst keine 
Weiterbildungsmaßnahmen durchführt, sondern diese nur im Rahmen von Pilotprojekten 
initiieret und begleitet. 
11  Will man bei einem Vergleich der Effekte zwischen den beiden Branchen die (unter-
schiedlichen) Ausgangsbedingungen mit in Betracht ziehen, kommt man hinsichtlich der 
Weiterbildungsbeteiligung der Beschäftigten zu unterschiedlichen Ergebnissen. Laut Be-
richtssystem Weiterbildung, einer Personenbefragung (TNS Infratest 2008: 63), sind An-
gehörige des Öffentlichen Dienstes bei allen Formen der Weiterbildung am stärksten be-
teiligt (2007: ÖD 48%), die Weiterbildungsbeteiligung in der Industrie liegt mit 33% deut-
lich niedriger. Ein wesentlicher Grund hierfür ist die unterschiedliche Qualifikationsstruk-
tur der Belegschaften. In der M+E-Industrie liegt der Anteil der Un-/Angelernten mit ca. 
18 % doppelt so hoch wie im ÖD. Legt man die Daten des IAB-Betriebspanels, eine Be-
triebsbefragung, zugrunde, gleichen sich die Teilnahmequoten an (2008: Öffentliche Ver-
waltung 28%; Investitions- und Gebrauchsgüter 24%, Produktionsgüter 25%; vgl. Steg-
maier 2010: 41). Markante Unterschiede gibt es auf Basis unserer eigenen Befragungen 
hinsichtlich der Bedarfsermittlung und der Weiterbildungsplanung. Eine systematische 
und regelmäßige Bedarfsermittlung gibt es nach Angaben des Managements im ÖD in 
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Die Befragten im ÖD geben mehrheitlich an, dass § 5 TVöD „kein Thema“ war 
(PR 55%, PM 59%). In weiteren 17% (PR) bzw. 22% (PM) der Verwaltungen wurde 
zwar darüber diskutiert, jedoch kein Handlungsbedarf gesehen, da die betriebliche 
Weiterbildungspraxis nach übereinstimmender Einschätzung beider Seiten den An-
forderungen des Tarifvertrags entspricht. Lediglich in etwa einem Viertel aller Verwal-
tungen waren die tariflichen Qualifizierungsbestimmungen Anlass, die betriebliche 
Weiterbildungspraxis zu überprüfen, ein Viertel der Personalräte informierte die Be-
legschaft über die neuen Regelungen, im Personalmanagement taten dies lediglich 
12%. Ein gemeinsames betriebliches Umsetzungskonzept gab es in 14% der Verwal-
tungen, zur Einrichtung oder Aktivierung einer gemeinsamen Arbeits- oder Projekt-
gruppe kam es in 6% der Fälle. In 11% der Personalratsgremien wurde ein Weiterbil-
dungsausschuss eingerichtet oder aktiviert. Neue Dienstvereinbarungen, die im Kon-
text des § 5 TVöD stehen, wurden in 9% der Verwaltungen abgeschlossen. Lediglich 
4% der Manager wie der Personalräte gaben an, § 5 TVöD werde „als Ergebnis be-
trieblicher Verhandlungen umgesetzt“. Insgesamt blieben die Aktivitäten, die § 5 
TVöD auslöste, somit auf eine Minderheit von maximal einem Viertel aller Kommu-
nen und Landkreise beschränkt. 
In der M+E-Industrie Baden-Württembergs hat sich ein größerer Anteil von Be-
trieben mit dem Qualifizierungstarifvertrag befasst, was sich in den Effekten nieder-
schlägt. So berichten knapp die Hälfte der Betriebsräte und ca. ein Drittel der Manager 
über erstmals durchgeführte Qualifizierungsgespräche und ähnlich viele geben an, die 
Qualifizierungsgespräche seien auf bisher nicht einbezogene Beschäftigtengruppen 
ausgeweitet worden. Etwa die Hälfte gibt an, die Instrumente der Bedarfsermittlung 
seien neu entwickelt bzw. optimiert worden. Eine Verbesserung bei der Dokumenta-
tion der Weiterbildungsteilnahme sowie eine höhere Transparenz des Weiterbildungs-
geschehens werden vergleichbar häufig registriert. Bemerkenswert viele (vor allem 
Betriebsräte) geben zudem an, das Weiterbildungsangebot habe sich ausgeweitet. Ins-
gesamt konstatieren zwischen einem Drittel und etwa 60% der Befragten Effekte auf 
den von uns abgefragten Ebenen, darunter auch nicht intendierte wie etwa eine Zu-
nahme an Bürokratie bzw. einen Verlust an Flexibilität (siehe Abb. 1). Die Betriebs-
parteien des ÖD berichten dagegen erheblich seltener von den Tarifregelungen zuge-
schriebenen Wirkungen. Über die abgefragten Ebenen hinweg liegt der Anteil bei 
                                                          
 
23% der Verwaltungen, in der M+E-Industrie BaWü sind es 83% der Betriebe. Hinsicht-
lich der Weiterbildungsplanung sind die Unterschiede ebenfalls beachtlich (ÖD 51%, 
M+E-Industrie BaWü 86%). An der personellen Ausstattung mit hauptamtlichem 
Weiterbildungspersonal dürfte dies nicht liegen. Über solches verfügen 44% der Verwal-
tungen und 41% der M+E-Betriebe in BaWü (Angaben Manager, Betriebe/Verwaltungen 
größer 200; Befragungsjahre ÖD 2010, M+E-Industrie BaWü 2005). Große Unterschiede 
zwischen den Branchen in der Versorgung mit einem bedarfsdeckenden Weiterbildungs-
angebot gibt es nicht. Die Manager des ÖD halten es zu 84% für bedarfsdeckend, jene 
der M+E-Industrie zu 88% (PR 42%, BR 49%). Auch die Zusammenarbeit zwischen 
Management und Arbeitnehmervertretung beim Thema Weiterbildung wird vom Mana-
gement beider Branchen vergleichbar gut bewertet (ÖD 83%, M+E-Industrie 79%; Per-
sonalräte ÖD 46%, M+E 38%).  
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ihnen zwischen zehn und 20%. Bemerkenswert für den ÖD ist der hohe Grad der 
Übereinstimmung der Angaben von Personalräten und Managern. Die Unterschiede 
sind sehr gering. Lediglich in der Einschätzung eines gesteigerten Engagements des 
Personalrats für das Thema Weiterbildung gehen die Fremd- und die Selbstwahrneh-
mung auseinander (was für die Akteure der M+E-Industrie ebenfalls zutrifft). Die 
Einschätzungen für die M+E-Industrie scheinen dagegen teilweise interessengeleiteter 
zu sein: Betriebsräte geben deutlich häufiger positivere Voten hinsichtlich der Sensibi-
lisierungseffekte, der Verbreitung von Qualifizierungsgesprächen und des Weiterbil-
dungsangebots ab, Manager äußern häufiger Zustimmung zu den nicht intendierten 
Nebenwirkungen wie etwa Flexibilitätsverlusten und Bürokratisierung. 
Abb. 1:  Als (eher) zutreffend bewertete Effekte der tariflichen Qualifizierungsrege-
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Fragt man summarisch nach den Impulswirkungen, die von den Tarifregelungen bis-
her ausgingen, zeigt sich dreierlei. Zum Ersten werden sie in beiden Branchen von 
einem Großteil der Befragten als schwach bis nicht vorhanden eingestuft. Im ÖD 
kommen 68% der Manager und 78% der Personalräte zu diesem Schluss, in der M+E-
Industrie sind es 59% (PM) bzw. 41% (BR). Damit ist zweitens bereits gesagt, dass die 
Impulswirkungen im ÖD noch deutlich geringer veranschlagt werden als in der M+E-
Industrie. Drittens schließlich zeigen sich markante Unterschiede zwischen den Be-
wertungen der Betriebsräte der M+E-Industrie in BaWü und jenen der Personalräte 
des ÖD. Die Betriebsräte sprechen den Tarifregelungen (die sie gewollt und im Rah-
men einer Tarifbewegung auch durchgesetzt haben) eine stärkere Impulswirkung zu 
als die Personalräte des ÖD. 
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Tab. 2:  Impulswirkung der tariflichen Qualifizierungsbestimmungen  
(Tarifgebundene Betriebe/Verwaltungen mit mehr als 200 Beschäftigten) 
Frage: Wie stark waren in Ihrer Verwaltung/Einrichtung bzw. Ihrem Unternehmen insgesamt die Impulse, die bisher von § 5 
TVöD/dem Qualifizierungstarifvertrag ausgingen?  
 Kommunen und Landkreise 2010 M+E-Industrie BaWü 2005 
 Personalräte Manager Betriebsräte Manager 
Sehr starke/starke Impulse 2 4 15 3 
gewisse Impulse 17 27 44 38 
Schwache Impulse 21 18 24 27 
Sehr schwache Impulse 25 20 12  19 
Keine Impulse 32 29 5 13 
Weiß nicht 4 3 0 0 
 
Determinaten der Umsetzung und Wirkungen 
Unter tarifstrategischer Perspektive dürfte von Interesse sein, ob diejenigen Betriebe 
und Verwaltungen, in denen die Tarifregelungen Impulse auslösten, einem systemati-
schen Muster folgen. Um der Klärung dieser Frage näher zu kommen, wurde eine 
binäre logistische Regression mit der Stärke der Impulswirkung als abhängiger Variab-
len durchgeführt. Im Modell werden mehrere Dimensionen kontrolliert, von denen 
angenommen wird, dass sie Einfluss auf die Wirksamkeit der Tarifregelungen haben. 
Integriert wurden die Betriebsgröße, strukturelle Gegebenheiten der Weiterbildungs-
organisation, das Kooperationsverhalten der Betriebsparteien sowie der gewerkschaft-
liche Organisationsgrad in der Belegschaft.  
Die Betriebsgröße lässt Effekte erwarten, weil mit steigender Beschäftigtenzahl 
der Bedarf an professioneller Personalarbeit zunimmt und somit auch die Wahrschein-
lichkeit, dass die Tarifregelungen unterstützend aufgegriffen werden. Daher ist zu 
erwarten, dass in großen Betrieben und Verwaltungen (mehr als 500 Beschäftigte) 
stärkere Impulse zum Tragen kommen als in kleineren. Auch das Vorhandensein 
(oder Fehlen) struktureller Gegebenheiten der Weiterbildungsorganisation (voraus-
schauende Weiterbildungsplanung, systematische Bedarfsermittlung, Existenz von 
Qualifizierungsgesprächen, Budgetentwicklung) dürfte die Wirksamkeit der Tarifrege-
lungen beeinflussen. Angenommen wird, dass Defizite in der strukturellen Ausstat-
tung die Wahrscheinlichkeit von Impulswirkungen der Tarifregelungen erhöhen.  
Die tarifvertraglich vorgesehene und notwendige betriebliche Konkretisierung der 
Tarifbestimmungen ist zudem Anlass für Betriebsparteien, in Gespräche bzw. Ver-
handlungen einzutreten, die Kooperation zu intensivieren und betriebliche Regelun-
gen abzuschließen. Dies lässt erwarten, dass auch die Qualität und Verbindlichkeit der 
Kooperation zwischen den Betriebsparteien (erhoben anhand der Bewertung der Zu-
sammenarbeit zwischen Management und Betriebs-/Personalrat, der Existenz einer 
Regulierungsgrundlage sowie der Beteiligung der Interessenvertretung in Fragen der 
Weiterbildung) Einfluss auf die Impulswirkungen der Tarifbestimmungen haben. Je 
besser die Kooperation bewertet wird, je intensiver die Beteiligung ist und je eher sie 
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in eine formalisierte vertragliche Form gegossen wurde, desto wahrscheinlicher, so 
unsere Hypothese, dürften die Qualifizierungsbestimmungen Wirkung zeigen. Positi-
ven Einfluss müsste auch die Höhe des gewerkschaftlichen Organisationsgrades ha-
ben, da die tariflichen Qualifizierungsbestimmungen auf Initiative und Druck der 
Gewerkschaft realisiert wurden. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad ist auch 
Ausdruck des Rückhalts, den die Gewerkschaft in der Verwaltung bzw. im Unterneh-
men als Legitimationsquelle für die Arbeit betrieblicher Interessenvertretungen hat. Je 
höher er im Betrieb bzw. in der Verwaltung ist, desto wahrscheinlicher, so die Erwar-
tung, sind auch Impulse der Tarifbestimmungen.  
Die Ergebnisse der binären logistischen Regressionsanalyse zeigen, dass die ge-
prüften Hypothesen nur zum Teil bestätigt werden, sich insgesamt ein heterogenes 
Bild an Effekten zeigt und die nachweisbaren Wirkungen keiner einheitlichen Syste-
matik folgen (siehe Tab. 3): 
 Ob den tariflichen Qualifizierungsbestimmungen seitens der Betriebsparteien eine 
Impulswirkung für die betriebliche Weiterbildung zugesprochen wird, bleibt von 
der Betriebsgröße unbeeinflusst. Möglicher Grund hierfür ist die Fokussierung 
auf Betriebe mit mehr als 200 Beschäftigten, womit ein Schwellenwert hinsicht-
lich der Professionalisierung von Personalentwicklung und Weiterbildung bereits 
überschritten ist.  
 Hinsichtlich der strukturellen Gegebenheiten in der Weiterbildung zeigt sich bei 
einzelnen Variablen ein signifikanter Zusammenhang, bei anderen dagegen nicht. 
In der Summe weisen die Befunde gleichwohl in eine Richtung: Ein bereits vor-
handenes Niveau an Weiterbildung und Planungskultur hat positiven Einfluss da-
rauf, ob die Tarifregelungen wahrgenommen werden und wie mit ihnen umge-
gangen wird. Sie scheinen – entgegen der Annahme – als „Trendverstärker“ in 
der betrieblichen Weiterbildung zu wirken, jedoch nicht als „Initialzünder“. Wo 
die Gegebenheiten schon auf akzeptablem Level etabliert sind, werden die Tarif-
regelungen am ehesten zum Anlass für Veränderungen bzw. Verbesserungen ge-
nommen und ihnen Impulswirkungen zugesprochen. Wo hingegen elementare 
Voraussetzungen fehlen, verpuffen sie. 
 Obwohl die Qualität der Zusammenarbeit der Betriebsparteien auf dem Feld der 
Weiterbildung für nachhaltige Erfolge essentiell ist, hat dieser Faktor für die Be-
urteilung der Impulswirkungen der Tarifregelungen branchen- und akteurs-
gruppenübergreifend keine Bedeutung. Eine gute Zusammenarbeit steigert zwar 
in drei der vier Akteursgruppen leicht die Wahrscheinlichkeit, den Regelungen 
Impulswirkung zuzuschreiben, signifikant ist der Einfluss jedoch nicht. Auch die 
Modellerweiterung der Betriebs- und Personalräte um die Beteiligungsintensität in 
Qualifizierungsfragen (die es selten gibt) trägt wenig zur Erklärung der Impulszu-
schreibung bei. Relevant ist aus der Warte der Manager dagegen, ob eine Be-
triebs-/oder Dienstvereinbarung zu Qualifizierungsthemen abgeschlossen wurde. 
Ist dem so, werden den Tarifregelungen drei bis fünf Mal häufiger Impulswirkun-
gen zugesprochen. Bemerkenswert ist, dass der Abschluss einer Dienstvereinba-
rung für Interessenvertretungen nicht signifikant auf die Impulszuschreibung 
wirkt. Offenbar legen Betriebs-/Personalräte ein breiteres Verständnis dessen an, 
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was einer adäquaten, für Effekte sorgenden Umsetzung der Tarifbestimmungen 
angemessen ist, während für das Personalmanagement mit dem Abschluss einer 
entsprechenden Vereinbarung der Umsetzungsprozess zum Großteil bereits voll-
zogen zu sein scheint.  
 Keinen signifikanten Einfluss hat entgegen unserer Annahme der gewerkschaftli-
che Organisationsgrad der Belegschaft. Auch wenn er höher als im Referenzbe-
reich (1% bis 24%) liegt, zeigen sich keine nachweisbaren Effekte. Eine hohe ge-
werkschaftliche Präsenz in der Mitarbeiterschaft allein bietet demnach noch keine 
Gewähr dafür, dass die Tarifabkommen zur Qualifizierung auch Wirkung entfal-
ten. Dies ist möglicherweise auch damit erklärbar, dass die primäre Zielrichtung 
der Regelungen auf die Planung und Bedarfsermittlung, jedoch weniger auf die 
Mobilisierung von Beschäftigten zur Weiterbildungsteilnahme fokussiert ist. 
Tab. 3: Einflussvariablen zur Erklärung der Wahrscheinlichkeit, den tariflichen 
Qualifizierungsregelungen eine (sehr starke, starke oder gewisse)  










Gültige Fälle 262 83 114 245 
 Exp(B) Exp(B) Exp(B) Exp(B) 
Betriebsgröße >500 1,121 1,217 2,137 ,585 
Strukturelle Gegebenheiten in der Weiterbildung 
Vorausschauende WB-Planung vorhanden 1,365 10,362* ,693 ,804 
Bedarfsermittlung vorhanden 1,346 ,512 ,523 3,037*** 
Quali-Gespräch vorhanden 2,571** ,512 4,386* 2,234 
WB-Budget Zunahme 1,516 ,929 11,368*** 3,181*** 
Kooperation der Betriebsparteien in der Weiterbildung 
Zusammenarbeit PL-BR gut 1,123 ,657 2,419 1,452 
BV vorhanden 3,761*** 5,045*** ,473 1,520 
BR-Beteiligung Grundsatzfragen stark ª   2,338 1,092 
Beteiligung Bedarfsermittlung stark ª   2,008 2,075 
Beteiligung Teilnehmerauswahl stark ª   1,121 ,961 
Beteiligung Kostenregelung stark ª   ,340 2,042 
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad der Beschäftigten 
Gew. Organisationsgrad über 25% ª   ,406 ,683 
Konstante ,054* ,203 ,327 ,035** 
Modellgüte Nagelkerkes R-Quadrat 0, 204 0,272 0,454 0,267 
Das Modell basiert auf einer binären logistischen Regressionsanalyse mit Impulswirkungen/keine Impulswirkungen als abhän-
giger Variable. ***/**/* signalisieren einen signifikanten Unterschied auf dem 1%-/5%-/10%-Niveau. ª Item wurde ausschließlich 
bei Betriebs-/Personalräten abgefragt. 
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Bewertung durch die Betriebsparteien 
Die insgesamt verhaltenen Effekte finden auch in der Gesamtbewertung der tarifli-
chen Qualifizierungsbestimmungen ihren Niederschlag. Die Bewertungen der Mana-
ger beider Branchen fallen diesbezüglich sehr synchron aus und auch die Personalräte 
des ÖD stimmen in hohem Maße dem Statement zu, die Tarifregelungen seien „gut 
gemeint, haben aber wenig Einfluss auf die betriebliche Weiterbildungspraxis“. Die-
sem Statement schließen sich zwischen 71% und 80% der Befragten an. Den beiden 
positiver formulierten Aussagen, wonach die Qualifizierungsbestimmungen „eine gute 
Sache“ seien, durch die sich „die betriebliche Weiterbildung verbessert“ oder gar 
„deutlich verbessert“ habe, stimmen 18% der Personalräte, 21% der Manager des ÖD 
und 27% jener der M+E-Industrie zu. Erheblich positiver fällt die Bewertung der 
Betriebsräte der M+E-Industrie aus, von denen 52% die betriebliche Weiterbildung 
für (stark) verbessert sehen, während „nur“ 48% die Tarifregelungen für gut gemeint, 
aber wirkungslos halten. Scharfe Kritiker gibt es auf keiner Seite. Der Anteil jener, 
welche die Tarifregelungen für „unnötig“ und „eher behindernd als fördernd“ be-
trachten, ist bei allen Befragten marginal. 
Abb. 2:  Gesamtbewertung der tariflichen Qualifizierungsbestimmungen  
(Tarifgebundene Betriebe/Verwaltungen mit mehr als 200 Beschäftigten) 




















Personalräte Manager Betriebsräte Manager
Kommunen und Landkreise 2010 M+E-Industrie BaWü 2005
eine sehr gute Sache, sie haben die betriebliche Weiterbildungspraxis deutlich verbessert
eine gute Sache, sie haben die betriebliche Weiterbildung verbessert
gut gemeint, haben aber wenig Einfluss auf die betriebliche Weiterbildungspraxis




6.  Ursachen der schwachen und zwischen den Branchen  
differenzierten Effekte 
Wie lassen sich die Ergebnisse deuten? Woran liegt es, dass die Tarifregelungen insge-
samt wenig bewirken? Und wie lassen sich die Unterschiede in den Bewertungen zwi-
schen der M+E-Industrie und dem ÖD erklären? Folgende Gründe scheinen uns 
hierfür maßgeblich (vgl. auch Bahnmüller/Hoppe 2011: 324 f.): 
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(1) Charakter der Tarifregelung 
Der wichtigste Grund dürfte im Charakter der Tarifregelung zu suchen sein. Die Re-
gelungen sind primär prozessualer Natur, sie enthalten nur wenige materielle Mindest-
normen, die verbindlich einzuhalten sind, und ihr Verpflichtungscharakter ist gering. 
Das macht zwar einerseits den Charme eines solchen Regulierungsansatzes aus und 
erhöht die Akzeptanz und Durchsetzbarkeit auf Arbeitgeberseite, gleichzeitig liegt 
aber darin auch seine Schwäche (Bahnmüller et al. 1993: 253 f.; Breisig 1997; IG Me-
tall 2001). Wirkungen entfaltet dieser „Soft-law-Ansatz“ nur dann, wenn die Betriebs-
parteien den tarifpolitischen Anstoß aufgreifen, indem sie eigene Maßstäbe für eine 
qualifizierte Umsetzung entwickeln und ihre betriebliche Weiterbildungspraxis ent-
sprechend neu ausrichten. Tun sie dies, d. h. werden Qualifizierungsgespräche gut 
vorbereitet, in qualifizierter Weise geführt und sorgfältig nachbearbeitet, wird sowohl 
den Betrieben/Verwaltungen als auch den Beschäftigten einiges abverlangt (Düll 
1993; Neuberger 2008; Breisig 2001; ver.di 2011; F.A.T.K. 2011).  
Beschäftigte sollten wissen, welche Kompetenzen sie haben und welche sie brau-
chen, um ihre aktuelle Arbeit fachgerecht erledigen und die absehbaren künftigen 
Anforderungen bewältigen zu können. Zudem sollten sie geklärt haben, welche per-
sönlichen Entwicklungspotentiale und -ziele sie für sich sehen. Eine solche Selbstklä-
rung ist, wenn sie fundiert vorgenommen wird, keine geringe Herausforderung. Er-
hebliches wird auch von Führungskräften verlangt. Sie sollten nicht nur wissen, wel-
che Kompetenzen ihre Mitarbeiter haben und welche Anforderungen sie aktuell be-
wältigen müssen, sondern auch, welche Entwicklungen in mittlerer Frist auf sie zu-
kommen und welche Konsequenzen dies für den quantitativen und qualitativen Per-
sonaleinsatz voraussichtlich haben wird. Sie sollten die strategischen Planungen ihres 
Betriebes (sofern es sie gibt) kennen und sie auf ihren Aufgabenbereich transponieren. 
Es ist somit einiges erforderlich, damit Qualifizierungsgespräche gut fundiert und mit 
Gewinn für beide Seiten geführt werden können. Die Betriebsparteien müssen aller-
dings nicht handeln, sie können. Mindestanforderungen, aus denen sich ergäbe, auf 
welcher informationellen Basis und in welcher Qualität Qualifizierungsgespräche 
durchgeführt und wie sie nachbereitet werden müssen, gibt es nicht. Auch ein An-
spruch auf Maßnahmen, die geeignet sind, einen festgestellten Qualifizierungsbedarf 
zu befriedigen, existiert nicht. Eine verpflichtend abzuschließende Betriebs- bzw. 
Dienstvereinbarung ist nicht vorgesehen. Diese „Zahnlosigkeit“ macht es leicht, die 
Qualifizierungsbestimmungen nicht aufzugreifen, weil unter Bezugnahme auf den 
Tarifvertrag der Arbeitnehmervertretung keine Möglichkeit eröffnet wird, als nötig 
erachtete Veränderungen und Qualität einzufordern.  
(2) Geringer Problem- und Handlungsdruck 
Eine zweite Ursache liegt u. E. in dem nur bedingt vorhandenen Problem- und Hand-
lungsdruck der Betriebsparteien. Das Personal-/Weiterbildungsmanagement sieht 
zwar das eine oder andere Defizit, etwa im Weiterbildungscontrolling, in der Systema-
tik der Bedarfsermittlung und in der Abstimmung der Qualifizierungsplanung mit 
anderen Planungsprozessen. In wesentlichen Punkten herrscht jedoch Zufriedenheit. 
Der Umfang und die Qualität des Angebots werden mehrheitlich positiv beurteilt. 
84% (ÖD) bzw. 88% (M+E-Ind.) halten z. B. das Weiterbildungsangebot ihres Be-
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triebs bzw. ihrer Verwaltung für bedarfsgerecht. Bezogen auf verschiedene Beschäftig-
tengruppen liegt der Anteil zwar etwas niedriger, bei keiner wird jedoch von einer 
Mehrheit der befragten Manager eine markante Unterversorgung reklamiert. Die Be-
triebs- und Personalräte sind kritischer. Etwas mehr als die Hälfte von ihnen sieht das 
Weiterbildungsangebot insgesamt als nicht bedarfsgerecht an, insbesondere jenes für 
Beschäftigte im unteren Qualifikationssegment. Es gibt somit Kritik, sie wird jedoch 
zumeist nicht nachdrücklich vorgetragen – vor allem stehen die Betriebs- und Perso-
nalräte unter keinem starken Druck ihrer Belegschaften. Das wird am Stellenwert des 
Themas in der Arbeit der Interessenvertretung deutlich, die insbesondere in den Per-
sonalratsgremien des ÖD niedrig ist (siehe Tab. 4). Bei den Betriebsräten nimmt Wei-
terbildung einen mittleren Rang ein.12 Auch für sie haben andere damit im Kontext 
stehende, jedoch oft nicht verbundene Themen Vorrang: Beschäftigungssicherung, die 
Umsetzung von Entgeltrahmenabkommen oder die Arbeitszeitgestaltung. Bezogen 
auf diese Handlungsfelder gibt es starke und klar artikulierte Erwartungen an die Inte-
ressenvertretungen, was für Weiterbildung so nicht zutrifft. Sofern Betriebs- und Per-
sonalräte dies zu ihrem Thema machen, tun sie dies meist, weil sie dessen strategische 
Bedeutung erkannt haben und nicht, weil sie unter einem Druck der Belegschaft ste-
hen.  
Tab. 4: Als „sehr hoch“/„sehr wichtig“ eingestufter Stellenwert verschiedener  
Arbeitsfelder innerhalb der Betriebs-/ Personalratsgremien (tarifgebundene 
Betriebe/Verwaltungen mit mehr als 200 Beschäftigten; Angaben in Prozent) 
Personalräte Kommunen und Landkreise Betriebsräte M+E-Industrie BaWü 
Beschäftigungssicherung 35 Beschäftigungssicherung 73 
Arbeits-/Gesundheitsschutz 18 Entgeltrahmenabkommen 46 
Leistungsentgeltgestaltung 16 Arbeitszeitgestaltung 46 
Arbeitszeitgestaltung/-verlängerung 12 Gesundheitsschutz 35 
Überleitung BAT/TVöD; Eingruppierung 11 Qualifizierung/Weiterbildung 33 
Privatisierung/Outsourcing 9 Arbeitsgestaltung 30 
demographischer Wandel 7 Leistungsentlohnung 22 
Arbeitsorganisation/-gestaltung 7 Leistungspolitik 22 
Qualifizierung/Weiterbildung 3 andere Entlohnungsfragen 18 
  ökologische Fragen 11 
  Gewinnbeteiligung 9 
 
                                                          
12  Der nachrangige Stellenwert von Weiterbildung im Betriebsratshandeln bzw. die Diskre-
panz zwischen den mitbestimmungsrechtlichen Möglichkeiten und ihrer (geringen) Nut-
zung wurden schon häufig diagnostiziert (Heimann 1992: 325; Grass 1997: 157 f.; Müller-
Jentsch 1999: 244; Martin/Behrends 1999: 70; Dobischat/Seifert 2001: 97). Eine nachhal-
tige Veränderung in den Prioritäten scheint es bislang nicht gegeben zu haben, was als In-
diz einer relativen Neutralität der Weiterbildung gegenüber konjunkturellen Problemlagen 
gewertet werden kann.  
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(3) Unterschiedlicher Verpflichtungscharakter von Qualifizierungsgesprächen  
bei verbreiteter „Exit-Kultur“ im ÖD 
Ein dritter Grund für die besonders schwachen Effekte der Qualifizierungsbestim-
mungen im ÖD ist die eingeschränkte Akzeptanz von Qualifizierungsgesprächen, die 
in der Regel in das als „Klassiker“ der Personalentwicklung geltende „Mitarbeiterge-
spräch“ eingebunden sind. Vorbehalte gibt es bei Beschäftigten, Führungskräften und 
nicht zuletzt bei Personalräten. Nicht wenige bezweifeln den Nutzen, beklagen den 
hohen Zeitaufwand oder fürchten eine damit einhergehende Arbeits- und Leistungs-
kontrolle. Obwohl Mitarbeitergespräche teilweise per Gesetz oder Dienstanweisung 
verpflichtend vorgeschrieben sind, werden sie vielfach nicht geführt und von den 
Beschäftigten und deren Interessenvertretung auch nicht eingefordert. Fast durchweg 
besteht zudem die Möglichkeit, sich der Teilnahme an den Gesprächen zu entziehen. 
Die Exit-Optionen in Dienstvereinbarungen sind meist durch Interventionen der 
Personalvertretungen zustande gekommen, die mit Verweis auf das Schutzinteresse 
der Beschäftigten den Verpflichtungscharakter von PE-Instrumenten herabzusetzen 
versuchen. Eine entsprechende „Kultur der Freiwilligkeit“ gibt es in der M+E-
Industrie nicht. Hier haben bereits die Tarifparteien die Qualifizierungsgespräche mit 
einer höheren Verbindlichkeit versehen. Beschäftigte sind verpflichtet, an der Ermitt-
lung des Qualifizierungsbedarfs mitzuwirken, wozu ausdrücklich die Teilnahme an 
vereinbarten Qualifizierungsgesprächen gehört. Zudem führt eine unbegründete Ab-
lehnung von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen zum Wegfall der Entgeltabsi-
cherung bei Um- und Abgruppierungen. Diese Regelungen sind in der M+E-Industrie 
weitgehend auch von den Betriebsräten akzeptiert. 
(4) Entstehungsgeschichte der Tarifregelung 
Ein Gutteil der Unterschiede im Umgang insbesondere der Betriebs- und Personalräte 
mit den Qualifizierungsbestimmungen, in ihrer Bewertung und auch in den ihnen 
zugeschriebenen Effekten dürfte sich auch aus ihrer unterschiedlichen Entstehungsge-
schichte und tarifpolitischen Einbettung erklären. In der M+E-Industrie Baden-
Württembergs waren sie Ergebnis einer speziell auf die Qualifizierungsthematik zuge-
spitzten Tarifbewegung, auf welche die Mitglieder und Funktionäre durch eine breite 
Informationskampagne vorbereitet wurden, für die mobilisiert und gestritten und die 
teilweise auch von Arbeitsniederlegungen flankiert wurde. Galt es bis dahin als unrea-
listisch, Beschäftigte in größerer Zahl für eine tarifliche Regulierung von Weiterbil-
dung mobilisieren zu können, zeigte das baden-württembergische Beispiel, dass dies 
durchaus möglich ist. Zwar reichte die Mobilisierung nicht so weit, dass ein Erzwin-
gungsstreik realistisch gewesen wäre, wohl aber führte sie zu einer bis dahin kaum für 
möglich erachteten Sensibilisierung und (eingeschränkten) Handlungsbereitschaft der 
betrieblichen Gewerkschaftsfunktionäre und Mitglieder. Die Tarifbewegung mündete 
in einen speziellen Tarifvertrag zur Qualifizierung, dem ersten in der M+E-Industrie 
überhaupt. Zudem hatte der Tarifvertrag Vorläufer, die Tarif- und Betriebsparteien 
hatten mithin Erfahrungen, nicht zuletzt jene, dass eine betrieblich nicht vorbereitete 
und verankerte Tarifregelung zur Weiterbildung wenig bewirkt (Bahnmüller et al. 
1993; Seitz 1997). 
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Im ÖD war die Entstehungsgeschichte des § 5 TVöD eine ganz andere. Sie war 
Teil des komplexen, eine Vielfalt von Themen umfassenden und schiedlich-friedlich 
auf dem Verhandlungswege realisierten Reformprojektes TVöD (Meerkamp 2008; 
Schmidt et al. 2011). Der § 5 war in diesem umfassenden Reformpaket nur ein Ab-
schnitt und sicher nicht der wichtigste. Dass Forderungen zur Qualifizierung in das 
Forderungspaket aufgenommen wurden, war den mit dem Reformprojekt näher Ver-
trauten sicher bekannt, gleichwohl blieb es eine Spezialistendiskussion strategisch 
denkender Funktionäre und Tarifpolitiker, die wenig Breite hatte. Eine vorbereitende 
betriebliche Diskussion fand nicht statt. Die Identifikation der Beschäftigten, der Per-
sonalräte und auch der gewerkschaftlichen Funktionäre mit der Regelung war dement-
sprechend deutlich abgeschwächter als in der M+E-Industrie und damit auch die Be-
reitschaft, sie offensiv aufzugreifen und umzusetzen.  
(5) Umsetzungsbegleitung durch die Gewerkschaften 
Hinzu kommen Unterschiede in der Umsetzungsbegleitung durch ver.di und die IG 
Metall. Beide Gewerkschaften maßen ihr keine der Umsetzung etwa des Entgeltrah-
menabkommens oder der Leistungsorientierten Bezahlung auch nur annähernd ver-
gleichbare Bedeutung zu. Die IG Metall bot jedoch lokal und regional deutlich mehr 
Unterstützung an als ver.di. Die Hälfte der befragten Betriebsräte berichtet von Um-
setzungshilfen der IG Metall, die in Anspruch genommen wurden, hauptsächlich 
Schulungen und betriebliche Beratungen durch die Verwaltungsstellen, Broschüren 
und Musterbetriebsvereinbarungen. Ein vergleichbar breites Angebot gab es seitens 
ver.di nicht. Dies lag allerdings nicht wie auf Arbeitgeberseite daran, dass es nicht als 
gewerkschaftlicher Auftrag betrachtet worden wäre, die betrieblichen Funktionäre in 
der Umsetzung zu begleiten. Vielmehr fehlte es an Erfahrung. Umsetzungsstrukturen 
und eine entwickelte Umsetzungskultur von Tarifverträgen, wie sie sich in der M+E-
Industrie seit langem entwickelt hat (Schauer et al. 1984), existieren bisher im ÖD 
kaum. Sie waren auch nicht nötig, da die Umsetzung von Tarifverträgen meist über 
Verwaltungsakte erfolgte (Dienstanweisung, gesetzliche Regelung). Eine Umsetzungs- 
und Betriebspolitik, vergleichbar jener in der M+E-Industrie, war somit nicht erfor-
derlich.  
Dies ändert sich jedoch in dem Maße, in dem die Dezentralisierung der Tarifpoli-
tik auch im ÖD voranschreitet und vermehrt qualitative sektorale Rahmenabkommen 
mit betrieblichem Konkretisierungsbedarf abgeschlossen werden (Bahnmüller 2010; 
Keller 2010: 90 ff.). Sollen gestaltungsoffene Tarifverträge entsprechend gewerkschaft-
licher Intentionen im Betrieb umgesetzt werden, sind eine Unterfütterung der Tarifpo-
litik durch eine gewerkschaftliche Betriebspolitik und entsprechende Umsetzungskon-
zepte unabdingbar. Diese scheinen die Personalräte der befragten Kommunen und 
Landkreise erheblich häufiger vermisst zu haben als die Betriebsräte der M+E-
Industrie Baden-Württembergs, von denen die Unterstützung durch die zuständige 
Gewerkschaft lediglich 14% als weniger bzw. nicht zufriedenstellend bewerten, wäh-
rend dies 52% der Personalräte tun.  
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7. Fazit  
Fassen wir die Befunde zur Umsetzung und zu den Effekten der Qualifizierungsbe-
stimmungen für den ÖD und die M+E-Industrie zusammen, sind die Ergebnisse in 
der Summe ernüchternd. Die Wirkungen sind schwach, im ÖD noch deutlich schwä-
cher als in der M+E-Industrie. Im ÖD registrieren maximal ein Viertel der Betriebs-
parteien Wirkungen, in der M+E-Industrie Baden-Württembergs nur etwa die Hälfte, 
wobei die Voraussetzungen dort durch die Erfahrungen mit der Vorläuferregelung 
verglichen mit anderen Tarifregionen noch eher günstig sind (vgl. für NRW 
Lenz/Voß 2009). Einen starken Einfluss auf das betriebliche Weiterbildungsgesche-
hen haben die Tarifregelungen in beiden Branchen nicht. Sie werden von den Be-
triebsparteien vielfach übergangen und von den Beschäftigten oft nicht wahrgenom-
men. Zwischen den Effekten der Qualifizierungsabkommen und der strategischen 
Bedeutung, die diesem Themen- und Regulierungsfeld zugeschrieben wird, klafft so-
mit eine beträchtliche Lücke. Lassen sich auf diesem Weg die zu Recht beklagten De-
fizite in der Weiterbildung abbauen, die Gefahr einer systematischen Unterinvestition 
in Humankapital bannen, die Weiterbildungsbeteiligung steigern und die soziale Selek-
tivität reduzieren? Lassen sich die Bedarfsermittlung und Weiterbildungsplanung 
nachhaltig verbessern, die Transferierbarkeit und Verwertbarkeit der erworbenen 
Kompetenzen sicherstellen und zudem die Erwartungen einlösen, die aus organisati-
onspolitischer Perspektive an diesen tarifpolitischen Ansatz geknüpft werden? 
Legt man die Messlatte so hoch, fällt die Antwort – bei Unterschieden in einzel-
nen Zielgrößen – eher negativ aus. Eine höhere Weiterbildungsteilnahme aufgrund 
tariflicher Qualifizierungsregelungen, eine Verringerung der sozialen Selektivität oder 
eine Steigerung der Investition in Weiterbildung konnte bisher nicht, zumindest nicht 
eindeutig, nachgewiesen werden (Düll/Bellmann 1998; Seitz 1997; Bahnmüller/Fisch-
bach 2006; Bahnmüller/Hoppe 2010). Allerdings ist der im ÖD wie in der M+E-
Industrie gewählte tarifpolitische Ansatz auch nicht darauf ausgerichtet, die Weiterbil-
dungsteilnahme auszuweiten, die Budgets zu erhöhen oder die soziale Selektivität zu 
reduzieren. Diese Ziele werden, wenn überhaupt, nur mittelbar tangiert. Insofern soll-
ten die Qualifizierungsregelungen dieser Branchen auch nicht daran gemessen werden.  
Die Erwartungen sollten dem tarifpolitischen Ansatz und seinen Potentialen an-
gemessen sein und diese zielen im Falle der hier diskutierten Regelungen primär auf 
die Chancen der Beschäftigten, ihre Interessen in die Weiterbildungsplanung besser 
einbringen zu können. Und darauf bezogen kann festgestellt werden: Der Anspruch 
auf ein Qualifizierungsgespräch existiert, die Beteiligungschancen sind ausgeweitet, die 
Beschäftigten haben das Recht, ihren Qualifizierungsbedarf anzumelden und in den 
betrieblichen Planungs- und Entscheidungsprozess einzubringen. Und sie haben, was 
angesichts der Tendenz zur Privatisierung von Weiterbildungskosten nicht gering zu 
schätzen ist, einen Anspruch darauf, dass Maßnahmen der Anpassungs-, Erhaltungs- 
und Entwicklungsqualifizierung bzw. vom Arbeitgeber veranlasste Qualifizierungs-
maßnahmen auch von diesem bezahlt werden. Genutzt bzw. offensiv aufgegriffen 
werden Tarifregelungen bisher jedoch nur von einer Minderheit. Immerhin zeigt diese 
Gruppe der Umsetzungsaktiven, dass man Tarifregelungen des hier zur Diskussion 
stehenden Typs durchaus zum Anlass nehmen kann, die Weiterbildungspraxis auf den 
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Prüfstand zu stellen und Qualifizierungsgespräche zu einem wichtigen Teil eines um-
fassenden Personalentwicklungskonzepts zu machen. Solche Beispiele sind bisher rar, 
aber es gibt sie. 
Die Qualifizierungsregelungen des TVöD und der M+E-Industrie waren für die 
Gewerkschaften ein Einstieg in eine tarifliche Regulierung von Weiterbildung und 
dieser ist erfolgt. Dabei kann es jedoch nicht bleiben, wollen die Gewerkschaften zu 
einem einflussreichen Akteur in der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung wer-
den, der prägend auf das betriebliche Weiterbildungsgeschehen wirkt und in der Lage 
ist, substanzielle Verbesserungen auch im Hinblick auf Planung, Finanzierung, 
Weiterbildungsteilnahme und soziale Selektivität zu erreichen. Hierzu reichen die bis-
herigen Tarifregelungen offensichtlich nicht aus.  
Die Wirksamkeit dieses Typs von Abkommen kann allerdings, wie der Vergleich 
zwischen der M+E-Industrie und dem ÖD zeigt, gesteigert werden, wenn erstens im 
Vorfeld eines solchen Tarifabschlusses eine gründliche Analyse der branchenspezifi-
schen Bedingungen vorgenommen und eine Debatte mit den betrieblichen Akteuren 
darüber geführt wird, wo die Probleme liegen und welchen Beitrag eine Tarifregelung 
zu deren Lösung leisten kann. Zum Zweiten ist es angeraten, entsprechende Tarifrege-
lungen nicht beiläufig und lautlos abzuschließen, sondern sie zum Ergebnis einer 
mobilisierungsfähigen Tarifbewegung zu machen. Notwendig ist drittens eine aktive 
Unterstützung der Betriebsparteien bei der Umsetzung solcher qualitativer und gestal-
tungsoffener Regelungen durch die Tarifparteien. Angesprochen sind hier vor allem 
die Gewerkschaften, da Arbeitgeberverbände, von wenigen Ausnahmen wie dem Ent-
geltrahmenabkommen und der Leistungsorientierten Bezahlung angesehen, es zumeist 
nicht als ihre Aufgabe ansehen, sich in die betriebliche Umsetzung von Tarifverträgen 
einzumischen. Für Gewerkschaften stellt sich dagegen gerade im Kontext der Dezent-
ralisierung der Tarifpolitik und einer zunehmenden Bedeutung von tariflichen Rah-
menregelungen die Frage, welche darüber hinausgehenden Ziele sie verfolgen und wie 
sie eine ihren Intentionen entsprechende Umsetzung der Tarifabkommen sicherstellen 
(Haipeter 2009; Bahnmüller 2010). Dazu müssen sie allerdings Umsetzungskonzepte 
entwickeln und entsprechende Strukturen bereitstellen. Für die Gewerkschaften sind 
damit zusätzliche Belastungen verbunden, jedoch auch die Chance, sich in den Betrie-
ben und Verwaltungen als Dienstleister und kompetenter Berater zu profilieren und 
Handlungsfähigkeit zu gewinnen. Auch ein Beitrag zur „organisationspolitischen Sta-
bilisierung durch mitgliederorientierte Dienstleistungen“ ist möglich (Urban 2005: 
192). Die Betriebs- und Personalräte sind jedenfalls, wie die Erfahrungen zeigen, auf 
externen Support angewiesen. Ihre zeitlichen Ressourcen und fachlichen Kompeten-
zen reichen oftmals nicht aus, den (oft langwierigen) Umsetzungsprozess ausschließ-
lich mit eigenen Kapazitäten zu bewältigen. Sie brauchen Unterstützung. Was diesbe-
züglich notwendig ist, kann auch Gegenstand des Verhandlungsprozesses bzw. des 
Tarifabschlusses sein, wie die Beispiele der „Agentur zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung“ oder die „Stiftung Weiterbildung“ in der chemischen Industrie zeigen. 
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